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Erwägungen

E. 1
Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung kann Gegenstand einer Beschwerde an das
zuständige kantonale Versicherungsgericht bilden ( Art. 56 Abs. 2 ATSG ; BGE 130 V 90 ).
Gegen Entscheide der kantonalen Versicherungsgerichte über Rechtsverweigerungs- und
Rechtsverzögerungsbeschwerden kann nach Massgabe des Bundesgerichtsgesetzes vom 17.
Juni 2005 beim Bundesgericht Beschwerde geführt werden ( Art. 62 ATSG ; Art. 82 lit. a,
86 Abs. 1 lit. d und Art. 90 BGG ).

E. 2
Der Beschwerdeführer rügt, das kantonale Gericht habe es unterlassen, die Frage der
Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung durch die IV-Stelle zu behandeln und
materiell zu entscheiden. Bejahendenfalls wäre sie auch verpflichtet gewesen, eine
Prozessentschädigung zuzusprechen. Das Verhalten der Vorinstanz stelle eine
Rechtsverweigerung und einen Verstoss gegen die Begründungspflicht dar.

E. 3
Das kantonale Gericht hat die Verfahrenserledigung (Abschreibung der Beschwerde am
Protokoll) damit begründet, die IV-Stelle sei mit den Vorbescheiden vom 24. Juni 2008
dem Begehren des Beschwerdeführers vollumfänglich nachgekommen, was dieser nicht
bestreitet. Damit war aber die am 20. Juni 2008 anhängig gemachte Rechtsverzögerungs-
und Rechtsverweigerungsbeschwerde wegen dahingefallenen Rechtsschutzinteresses
gegenstandslos geworden ( BGE 125 V 373 E. 1 S. 374; SVR 2006 KV Nr. 3 S. 6, K 27/04,
E. 1.2). Von Rechtsverweigerung oder einer Verletzung der Begründungspflicht durch die
Vorinstanz kann somit nicht gesprochen werden. Es bleibt die vom Beschwerdeantrag
erfasste Entschädigungsfrage zu prüfen.

E. 4.1
Die Vorinstanz hat dem Beschwerdeführer keine Prozessentschädigung für das
Rechtsverzögerungsbeschwerdeverfahren zugesprochen, weil in keiner Weise
nachgewiesen sei, dass die Vorbescheide vom 24. Juni 2008 als Folge der am 23. Juni 2008
bei ihr eingegangenen Beschwerde erlassen worden seien. Diese Begründung verletzt
insofern Bundesrecht (Art. 106 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 95 lit. a BGG ), als sie
verkennt, dass der vom kantonalen Gericht zu Recht nicht grundsätzlich verneinte
Anspruch auf Parteientschädigung sich in erster Linie nach dem mutmasslichen Ausgang
des Prozesses beurteilt (SVR 2004 ALV Nr. 8 S. 21, C 56/03, E. 3.1; BGE 108 V 270 E. 1
S. 271). Ergibt die summarische Prüfung der Sachlage vor Eintritt des Erledigungsgrundes
kein eindeutiges Ergebnis, ist auf allgemeine zivilprozessrechtliche Kriterien
zurückzugreifen. Danach wird in erster Linie jene Partei kosten- und
entschädigungspflichtig, die das gegenstandslos gewordene Verfahren veranlasst hat oder



bei der die Gründe eingetreten sind, die zur Gegenstandslosigkeit des Verfahrens geführt
haben (Anwaltsrevue 3/2005 S. 123, K 139/03, E. 2.1; SVR 1998 UV Nr. 11 S. 29, U
197/96, E. 6a). Der Rechtsuchende, welcher in guten Treuen Beschwerde erhoben hat, soll
nicht im Kostenpunkt dafür bestraft werden, dass das Verfahren infolge nachträglicher
Änderung der Umstände abzuschreiben ist, ohne dass ihm dies anzulasten wäre ( BGE 118
Ia 488 E. 4a S. 494). Vorliegend ist somit nicht von Bedeutung, ob die IV-Stelle in
Kenntnis von der und in Reaktion auf die Rechtsverzögerungs- und
Rechtsverweigerungsbeschwerde die Vorbescheide vom 24. Juni 2006 erliess.
Entscheidend ist, dass diese Verwaltungsakte dem Versicherten nicht vor Anhebung des
Verfahrens am 20. Juni 2006 eröffnet wurden, wovon auszugehen ist.

E. 4.2
Rechtsverzögerung ist eine besondere Form formeller Rechtsverweigerung ( BGE 119 Ia
237 E. 2 S. 238; René Rhinow/Heinrich Koller/ Christina Kiss, Öffentliches Prozessrecht
und Justizverfassungsrecht des Bundes, 1996, N 200; Hansjörg Seiler/Nicolas von
Werdt/Andreas Güngerich, Bundesgerichtsgesetz [BGG], Bern 2007, N 5 und 9 zu Art. 94).
Sie ist gegeben, wenn die zuständige Verwaltungs- oder Gerichtsbehörde sich zwar bereit
zeigt, einen von Gesetzes wegen zu treffenden Entscheid zu fällen, diesen aber nicht binnen
der Frist erlässt, welche nach der Natur der Sache und nach der Gesamtheit der übrigen
Umstände als angemessen erscheint ( BGE 131 V 407 E. 1.1 S. 409 ; 130 I 312 E. 5.1 S.
331; 103 V 194 E. 3c; SVR 2007 BVG Nr. 21 S. 72, B 5/05, E. 3.3; Ulrich Häfelin/Georg
Müller/Felix Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 5. Aufl. 2006, N 1658). Dabei sind
insbesondere die Art des Verfahrens, die Schwierigkeit der Materie, das Verhalten der
Beteiligten und auch die Bedeutung der Angelegenheit für den Rechtsuchenden zu
berücksichtigen ( BGE 130 I 312 E. 5.2 S. 332; 125 V 188 E. 2a S. 191; 119 Ib 311 E. 5b S.
325; Rhinow/ Koller/Kiss a.a.O N 225; Urteil 9C_624/2008 vom 10. September 2008 E.
5.2.1).

E. 4.2.1
Der Beschwerdeführer bringt vor, die Vorinstanz hätte die Beschwerde gutheissen müssen,
wenn sie den Sachverhalt geprüft hätte. Die verschiedenen Sachfragen seien längst zum
Entscheid bereit gewesen. Es sei stossend, wenn sein Mandant Taggelder erst im August
2008 ausbezahlt erhalte, der Anspruch aber bereits seit Ende 2007 klar ausgewiesen
gewesen sei. Dass bei der IV-Stelle in letzter Zeit chaotische Verhältnisse geherrscht hätten,
dürfe dem Versicherten nicht zum Nachteil gereichen. Diese Vorbringen genügen lediglich
in Bezug auf das Taggeld für das sechsmonatige Praktikum vom 1. November 2007 bis 30.
April 2008 den formellen Anforderung an die Begründung der Begehren nach Art. 42 Abs.
1 und 2 erster Satz BGG. In Bezug auf den Anspruch auf Wartetaggelder für die Zeit vor
und nach der Ausbildung beim Zentrum X.________ bis zum Beginn des Praktikums sowie
den Anspruch auf Umschulung zum technischen Kaufmann trifft dies - auch bei in
tatsächlicher Hinsicht freier Kognition - nicht zu, wird doch einzig geltend gemacht,
wiederholt einen Entscheid verlangt zu haben.

E. 4.2.2
Der Beschwerdeführer hatte im September 2005 die Invalidenversicherung unter anderem
um Umschulung ersucht. Ein Jahr später mit Verfügung vom 7. September 2006 sprach ihm
die IV-Stelle die Ausbildung für ... beim Zentrum X.________ bis 5. Juni 2007 sowie ein
Praktikum vom 15. Juni bis 14. Dezember 2007 zu und setzte mit Verfügung vom 6.



Oktober 2006 das Taggeld fest. Anfang Juni 2007 schloss der Versicherte den Lehrgang
erfolgreich ab. Die zuständige Ausgleichskasse richtete bis 5. Juli 2007 Taggelder aus. Am
1. November 2007 begann der Beschwerdeführer sein sechsmonatiges Praktikum bei der
Firma Y.________ AG, was der IV-Stelle bereits Anfang Oktober mitgeteilt worden war.
Taggeldleistungen wurden indessen nicht ausgerichtet, dies trotz mehrfacher Anfragen des
Rechtsvertreters des Versicherten, welcher insbesondere darauf hinwies, dass auf Grund der
Verfügungen vom 7. September und 6. Oktober 2006 Anspruch darauf bestehe (Schreiben
vom 18. Dezember 2007) und darauf aufmerksam machte, dass sein Mandant gezwungen
sei, Sozialleistungen zu beziehen (Schreiben vom 27. Januar 2008). Es ist nicht einsehbar,
weshalb erst zwanzig Monate später und erst beinahe acht Monate nach Beginn des
Praktikums im Juni 2008 das Erforderliche endlich vorgekehrt wurde, um die seit langem
verfügten Leistungen zur Ausrichtung zu bringen. Aus dem Umstand allein, dass das
Praktikum mangels einer entsprechenden Stelle nicht wie in den Verfügungen vom 7.
September und 6. Oktober 2006 angenommen sofort anschliessend an die Ausbildung
begonnen werden konnte, lässt sich jedenfalls kein ins Gewicht fallender zusätzlicher
Abklärungsaufwand in Bezug auf die Anspruchsvoraussetzungen und die Höhe des
Taggeldes ableiten. Es bestehen Hinweise in den Akten, dass der Fall des
Beschwerdeführers nicht mit der erforderlichen Sorgfalt geführt worden war. In einem
direkt an ihn und nicht an seinen Rechtsvertreter adressierten Schreiben vom 3. Dezember
2007 wurde er mit dem Hinweis darauf, die Ausbildungszeit beim Zentrum X.________
habe gemäss Verfügung vom 7. September 2006 am 14. Dezember 2007 geendet,
aufgefordert, den beigelegten Fragebogen bis Ende Januar 2008 ausgefüllt zurückzusenden
sowie eine Kopie des Abschlusszeugnisses einzureichen. Solche Umstände sind für die
Frage eines rechtswidrig zögerlich geführten Verfahrens jedoch nicht von Bedeutung ( BGE
108 V 13 E. 4c S. 20; SVR 2007 BVG Nr. 21 S. 72, B 5/05, E. 3.3). Zu berücksichtigen ist
endlich, dass das Taggeld ein während und wegen der Eingliederungsmassnahme nicht
erzielbares Einkommen ersetzen will ( BGE 130 III 400 E. 3.3 S. 403; 96 V 129 E. 2b S.
130; Urteil des Eidg. Versicherungsgerichts I 232/96 vom 29. Januar 1998 E. 5a). Dabei
sind die Taggelder meistens höher als die allenfalls in Frage kommende Rente, um die
Motivation des Invaliden zur Eingliederung nicht zu schmälern ( BGE 130 III 400 E. 3.3.4
S. 406).

E. 4.2.3
Es kann offenbleiben, ob das Verhalten der IV-Stelle den Tatbestand der
Rechtsverzögerung erfüllt. Auf Grund des in E. 4.2.2 Gesagten können aber die
mutmasslichen Erfolgsaussichten der Rechtsverzögerungsbeschwerde im Hinblick auf die
generell zögerliche Behandlung der Sache durch die Invalidenversicherung jedenfalls nicht
ohne weiteres verneint werden. Ebenfalls gab die IV-Stelle durch ihr Verhalten begründeten
Anlass zur Beschwerde. Der Versicherte hat daher Anspruch auf eine Parteientschädigung
für das gegenstandslos gewordene Verfahren (E. 4.1; vgl. auch Urteil 9C_624/2008 vom 10.
September 2008 E. 5.2.3). Insoweit ist die Beschwerde begründet.

E. 5
Dem Ausgang des Verfahrens entsprechend sind die Gerichtskosten den Parteien je hälftig
aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ). Die IV-Stelle hat dem Beschwerdeführer eine nach
Massgabe seines Obsiegens sowie nach dem anwaltlichen Vertretungsaufwand bemessene
Parteienentschädigung zu bezahlen ( Art. 68 Abs. 2 BGG sowie Art. 3 Abs. 1 und 3 des
Reglements vom 31. März 2006 über die Parteientschädigung und die Entschädigung für



die amtliche Vertretung im Verfahren vor dem Bundesgericht).
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